Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1594 - 

betr. kommunaie Wohnungsvermittiung 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 21. Februar 1974 - W I - 32 01 17 - 
4 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Die kommunale Wohnungsvermittlung ist eine freiwillige 
Selbstverwaltungsaufgabe der Gemeinden zur Daseinsvorsorge, 
die als „Versorgungsleistung" nach den Gemeindeordnungen 
der Länder zulässig ist. Die Gemeindeordnungen schreiben dazu 
im allgemeinen vor, daß eine solche Tätigkeit durch einen 
öffentlichen Zweck gerechtfertigt sein muß bzw. ein öffentlicher 
Zweck sie erfordert. Art und Umfang des Tätigwerdens bestim- 
men sich daher entscheidend nach den jeweiligen örtlichen 
Bedürfnissen. 

Darüber hinaus wird in einigen Bundesländern die Vermittlung 
von Wohnungen bestimmter Art im Zusammenhang mit ande- 
ren Aufgaben auf dem Gebiete der Wohnungsversorgung be- 
trieben. In Nordrhein-Westfalen z. B. obliegt den Gemeinden 
im Rahmen der Wohnungsaufsicht auf Grund des Wohnungs- 
gesetzes vom 28. März 1918 auch die Verbesserung der Woh- 
nungsverhältnisse durch Beratung und Registrierung der Woh- 
nungsuchenden und durch Wohnungsvermittlung. Entsprechen- 
des gilt in Schleswig-Holstein für die Städte Kiel und Lübeck. 

Die kommunale Wohnungsvermittlung wird also nicht einheit- 
lich gehandhabt, da das Aufgabengebiet sehr unterschiedlich 
abgegrenzt bzw. organisiert ist. Insofern können auch bei der 
Vielzahl der gemeindlichen Vermittlungsstellen, die in der 
Bundesrepublik inzwischen bestehen, die in der Kleinen An- 
frage zitierten Beispiele von fünf Städten nicht als repräsentativ 
gelten. Sie sind daher, für sich betrachtet, für eine objektive 
Gesamtbewertung nicht geeignet. Hinzu kommt, daß die hierbei 
im einzelnen zitierten Zahlenangaben teilweise unrichtig oder 
unvollständig sind. 
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Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Erfahrungen 
mit der kommunalen Wohnungsvermittlung? 

Die Bundesregierung kann die Übernahme und Wahrnehmung 
von freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben durch die Gemein- 
den weder beeinflussen noch überprüfen. Sie muß sich bei ihrer 
Beurteilung auf Erfahrungsberichte einzelner Gemeinden sowie 
auf die Beurteilungen durch die zuständigen obersten Landes- 
behörden stützen. 

Die auf Grund der Kleinen Anfrage eingeholten Berichte über 
die Erfahrungen mit den kommunalen Vermittlungsstellen sind 
ausschließlich positiv. Insbesondere wird auf ein allgemeines 
Bedürfnis zur Neueinrichtung solcher Stellen - vor allem in 
mittleren und größeren Städten - hingewiesen, soweit nicht 
schon nach landesrechtlichen Vorschriften eine Beratungs- und 
Vermittlungstätigkeit der Gemeinden im Zusammenhang mit 
den auf dem Gebiete des Wohnungswesens bestehenden Pflicht- 
aufgaben nach Weisung oder Auftragsangelegenheiten erfolgt. 

Die Bundesregierung begrüßt daher kommunale Selbstverwal- 
tungsinitiativen, wenn hierdurch für breite Bevölkerungskreise 
die Versorgung mit geeignetem Wohnraum erleichtert und da- 
mit eine größere Mobilität auf dem Wohnungsmarkt herbei- 
geführt wird. Dies kann nach den Informationen, die der Bun- 
desregierung bisher vorliegen, durchaus erwartet werden. 


2. Hdlt die Bundesregierung den hohen aus Steuermitteln finanzier- 
ten Kostenaufwand für die kommunale Wohnungsvermittlung in 
Anbetracht dieser Ergebnisse für gerechtfertigt? 


Für die Beurteilung, ob der Kostenaufwand gerechtfertigt ist, 
ist es zunächst von Bedeutung, ob die Wohnungsvermittlung 
durch eine neu eingerichtete Stelle erfolgt (z. B. in München 
und Stuttgart), oder ob sie - wie es offenbar überwiegend der 
Fall ist - durch Stellen wahrgenommen wird, die bisherige 
Wohnraumversorgungstätigkeiten fortsetzen, welche nach dem 
Auslaufen der Wohnungsbewirtschaftung den „Wohnberatungs- 
stellen" oder „Wohnungsfürsorgeämtern'' und ähnlichen städti- 
schen Dienststellen, z. B. auch im Rahmen der Wohnungsauf- 
sicht, obliegen. Dies ist z. B. in Nordrhein-Westfalen, Hamburg, 
Hessen und Rheinland-Pfalz der Fall. In Schleswig-Holstein 
wurden sogar vorhandene Ämter einheitlich in „Wohnungsver- 
mittlungsstellen" umbenannt, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob damit eine Aufgabenerweiterung im Einzelfall verbunden 
ist. 

In mehreren Bundesländern werden von größeren Gemeinden 
zum Teil die sich aus der Versorgung mit Sozialwohnungen 
ergebenden Aufgaben aus dem Wohnungsbindungsgesetz oder 
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die Befriedigung von Rechtsansprüchen auf Wohnungsvermitt- 
lung bei Sanierungs- bzw. Enteignungsmaßnahmen nach dem 
Städtebauförderungsgesetz mit erfüllt. Gleiches gilt für Maß- 
nahmen der allgemeinen Wohnungsversorgung in Wohnungs- 
notfällen. 

So ist z. B. in Köln die neue Aufgabe „kommunale Wohnungs- 
vermittlung'' am 1. September 1973 der bestehenden „Woh- 
nungsvergabestelle" angegliedert worden, die im Jahre 1972 
schon 4123 Sozialwohnungen vermittelt hatte, im Jahre 1973 
5171 Wohnungen. 

In Kiel ist die Wohnungsvermittlung bereits 1966 (Ende der 
Wohnungsbewirtschaftung) eingerichtet worden; die Beratung 
und Betreuung von Wohnungssuchenden nimmt dabei etwa die 
tiälfte der gesamten Tätigkeit in Anspruch. Seit 1966 sind in 
Kiel bisher insgesamt 14 360 Wohnungen vermittelt worden, 
davon allein im Jahre 1973 rund 2000 Wohnungen bei 4100 
Wohnungsgesuchen. Hiervon entfielen schätzungsweise 60 v. H. 
auf Sozialwohnungen, 30 v. H. auf Altbauwohnungen und 
1 0 V. H auf freifinanzierte Neubauwohnungen. 

Bei den Städten, die Wohnungsvermittlungsstellen neu einge- 
richtet haben, stellen die bisher angefallenen Kosten in erster 
Linie Investitionsausgaben dar. Da die Tätigkeit dieser Vermitt- 
lungsstellen sich erst auf einen kürzeren Zeitraum beschränkt, 
läßt sich aus den Kostenangaben für die Anlaufphase noch kein 
aussagefähiges Kosten-Nutzen-Verhältnis ableiten. In München, 
wo die Vermittlungstätigkeit erst im März (provisorisch) bzw. 
Mai 1973 aufgenommen wurde, entfallen darüber hinaus - bei 
einem bisherigen Gesamtaufwand für Einrichtungs-, Personal- 
und Sachkosten (einschließlich Computer-Miete) von rund 
560 000 DM - etwa 30 v. H. auf Aufwendungen für gleichzeitige 
Datenerhebung für Stadtentwicklungsaufgaben. Im übrigen ste- 
hen den laufenden Ausgaben für die Vermittlungstätigkeit bis- 
her Gesamteinnahmen in Höhe von rund 79 000 DM gegenüber. 
Die Behauptung der Kleinen Anfrage, die bisherige Vermitt- 
lungstätigkeit in München sei mit einem Kostenaufwand von 
fast 700 000 DM verbunden gewesen, trifft mithin nicht zu. 

Unter Berücksichtigung der dargestellten Gesichtspunkte be- 
steht für die Bundesregierung kein Grund, den Einsatz von 
Gemeindemitteln für die kommunale Wohnungsvermittlung 
negativ zu beurteilen. Die Bundesregierung ist vielmehr der 
Ansicht, daß es der Verantwortung der Gemeinden überlassen 
bleiben muß, für welche öffentlichen Zwecke sie im Rahmen der 
Selbstverwaltung gemeindliche Mittel einsetzen. Eine Einfluß- 
nahme ist allenfalls durch die Länder im Rahmen der Rechtsauf- 
sicht möglich. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bestrebungen auf Ein- 
richtung einer zentralen öffentlichen Wohnungsvermittlung durch 
die Gemeinden mit Monopolcharakter? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in derartigen 
Maßnahmen ein erster Schritt zur Wiederherstellung der Wohn- 
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raumbewirtschaftung liegen würde, die sich nach den jahrzehnte- 
langen Erfahrungen in keiner Weise bewährt hat? 

Soweit aus den vorliegenden Berichten entnommen werden 
kann, bezieht sich die kommunale Wohnungsvermittlung zum 
weit überwiegenden Teil auf preisgebundenen Wohnraum und 
von der öffentlichen Hand oder gemeinnützigen Bauträgern er- 
richteten Wohnraum. Hinzu kommt vielfach die Wohnungs- 
tauschvermittlung sowie die Vermittlung freifinanzierten 
Wohnraums privater Eigentümer, letzteres allerdings in einem 
durch Angebot und Nachfrage begrenzten Umfange, Insoweit 
stellt sich diese zusätzliche Vermittlungstätigkeit lediglich als 
eine ergänzende Maßnahme bei der Wohnraumversorgung für 
breite Schichten der Bevölkerung dar, für die insbesondere in 
Ballungsgebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf und beson- 
deren Wohnungsmarktsituationen ein öffentliches Interesse 
bestehen kann. Von der Gefahr eines gemeindlichen Vermitt- 
lungsmonopols kann daher keine Rede sein. Auch kann diese 
kommunale Tätigkeit nicht als „erster Schritt zur Wiederher- 
stellung der Wohnraumbewirtschaftung" gewertet werden, da 
Grundstückseigentümer und Vermieter nicht zum Angebot 
ihrer Wohnungen bei der Gemeinde gezwungen werden. 


4 



